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s hat Jahrzehnte gedauert, bis 
Staat und Öffentlichkeit die Be-
völkerungsfrage nicht nur beiläuﬁ  g 
erwähnen, wie im Falle von Gebur-
tenrückgang, „Überalterung“ oder 
Einwanderung, sondern als ernst-
haften Gegenstand der Politik zur 
Kenntnis nehmen. Im Folgenden 
sollen die Bevölkerungsentwick-
lung und ihre markantesten Folgen 
skizziert werden. Eine bestimmte 
Familienpolitik wird erforderlich 
sein, wenn solche Folgen länger-
fristig gemildert werden sollen.
Bevölkerungsvorgänge
Es sind drei Bevölkerungsvor-
gänge, die zu einer Bevölkerungs-
bewegung zusammenwirken und 
sich auch hinter Lebensformen 
verbergen: (a) die Geburtenzahl 
(Fertilität) und ihre Veränderung in 
der Zeit, (b) die Sterbefälle (soziale 
Mortalität), aufgeschlüsselt nach 
Altersjahrgängen und Sterbeur-
sachen und (c) die Wanderungen 
(Migration) als Einzel- oder Grup-
penerscheinung, als freiwillige 
oder erzwungene. Die drei Kompo-
nenten stehen in einem sozialge-
schichtlichen Zusammenhang. Der 
Weg von der bäuerlich-agrarischen 
Kultur zur industrialisierten Epoche 
zeigt das überdeutlich: das Sinken 
der Nachwuchszahlen bei Anstieg 




und die alltäglichen Problemlö-
sungen einer Menschengruppe 
hängen aufs Engste zusammen. 
Man kann Bevölkerung als das 
Knochengerüst betrachten, das 
mit den Gesellschaften mitwächst, 
ihnen Halt gibt, aber auch zu Be-
schwerlichkeiten führen kann. Ein 
geschulter Blick kann an Bevöl-
kerungsgröße und Altersstruktur 
ablesen, was auf die Gesellschaft 
an Aufgaben zukommt, und zwar je 
nachdem, (1) ob sie sich in einem 
Jugendstadium beﬁ   ndet, also mit 
einem hohen Anteil von Menschen 
unter 20, (2) im Erwachsenenalter 
mit einer ausgeglichenen Alters-
struktur, wozu auch eine gereifte 
Wirtschaft und funktionierende 
Sozialsysteme gehören, oder (3) 
ob sie bereits gebückt geht wie 
ein älterer Mensch, der gut daran 
tut, sein Haus zu bestellen und der 
nachfolgenden Generation keine 
miserable Erbschaft zu hinterlas-
sen: keinen Schuldenberg, keine 
maroden Einrichtungen, keine öko-
logischen Belastungen.
Alterspyramide
Ein anschauliches Bild vom 
momentanen Zustand einer Bevöl-
kerung liefert die Alterspyramide, 
die graphische Darstellung einer 
Bevölkerungsstruktur nach Alter 
und Geschlecht.
Aus der echten Pyramide um 
1900 ist im Laufe des vorigen 
Jahrhunderts eine „saure Tanne“ 
geworden. Die eingebrochenen 
Jugendjahrgänge bilden den 30 
Jahre umspannenden gebur-
tenschwachen Strunk; darüber 
erhebt sich – ausladend – der 
Babyboom der wohlverheirateten 
„nivellierten Mittelstandsgesell-
schaft“ (Helmut Schelsky) zur Zeit 
des Wirtschaftswunders. Über ihr 
liegen verschiedene Einkerbun-
gen: Das sind die Geburtenaus-
fälle des Zweiten Weltkriegs, der 
Weltwirtschaftskrise, des Ersten 
Weltkrieges, und schließlich sehen 
wir den Frauenüberschuss in den 
hohen Altersjahrgängen, der sich 
auf die kriegsbedingt gelichteten 
Männerjahrgänge und auch die hö-
here Lebenserwartung der Frauen 
zurückführen lässt. 
Wir können aus der deutschen 
Alterspyramide ersehen, wie 
geburtenschwache Jahrgänge 
im Erwerbsalter geburtenstarke 
Jahrgänge im Rentenalter vor sich 
haben. Gegen 2030 werden wir 
eine Extremlage haben: die zah-
lenmäßig schwächeren Jungen 
werden dem einstigen Babyboom, 
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der dann zur Gänze im Rentenalter 
sein wird, gegenüberstehen. Die 
Alterspyramide wirkt dann wie ein 
Koloss auf tönernen Füßen.
Bevölkerungsbilanz
Seit 1973, dem Ende des Baby-
booms, lebt Deutschland mit ei-
nem Geborenendeﬁ  zit von jährlich 
ca. 100 000, das sich aus der Dif-
ferenz von ca. 830 000 Sterbefällen 
zu ca. 730 000 Geburten ergibt. 
Diese negative Bilanz der natürli-
chen Bevölkerungsbewegung wird 
bis jetzt noch durch Zuwanderung 
ausgeglichen. Der positive Wande-
rungssaldo liegt zwischen 150 000 
bis 200  000 Personen und ergibt 
sich aus der Differenz von ca. 
750  000 Zuwanderern gegenüber 
ca. 600  000 Abwanderern. Das 
heißt: Deutschland lebt eine ganze 
Generation lang mit einem Gebo-
renendeﬁ   zit, das rein rechnerisch 
noch durch Zuwanderer geschlos-
sen wird, deren Integrationsgrad 
hier nicht näher beleuchtet wird. 
Inzwischen sind die ersten gebur-
tenschwachen Jahrgänge der 70er 
Jahre ins Heiratsalter gekommen, 
und es deutet bis jetzt wenig dar-
auf hin, dass sie als Eltern mehr 
Kinder zur Welt bringen werden als 
die Generation davor, die diesen 
starken Geburteneinbruch vor 35 
Jahren bewirkt hat.
Seit über zwei Jahrzehnten 
kennt Deutschland seine demo-
graphische Lage. Sie ist charakte-
risiert durch
•  ein anhaltend niedriges Gebur-
tenniveau, das deutlich unter 
dem Niveau der Sterbefälle liegt 
und schon seit 30 Jahren nicht 
mehr ausreicht, die Elterngenera-
tion zahlenmäßig zu ersetzen.
• eine Alterung der Gesamtbevöl-
kerung, die sich ergibt aus  
(a) einem Rückgang der Zahl der 
Jugendlichen, wodurch automa-
tisch der Anteil der Altersjahrgän-
ge ab 65 ansteigt, und  
(b) einer steigenden Lebenser-
wartung in den hohen Altersjahr-
gängen; sie macht die Gruppe 
der 80- bis 100-jährigen zu der 
am schnellsten wachsenden Be-
völkerungsgruppe: um 2050 wird 
ein Drittel der Bevölkerung über 
65 Jahre alt sein.
Debatten um die Einwande-
rungsfrage haben weiter ergeben, 
dass 
• eine demographische Lücke mit 
gezielter Zuwanderung nicht zu 
schließen ist und
•  die negativen Konsequenzen 
der demographischen Lage für 
Arbeitsmarkt, Produktivität und 
Generationenverhältnis durch 
Zuwanderung nicht dauerhaft zu 
beheben sind. 
Obwohl die negative natürliche 
deutsche Bevölkerungsbilanz 
seit 30 Jahren noch durch einen 
Zuwanderungsüberschuss aus-
geglichen wird, kumulieren sich 
dennoch die fortlaufenden Gebo-
renendeﬁ  zite zu einer demographi-
schen Lücke, die auch eine sozial 
verträgliche Zuwanderung nicht 
mehr schließen kann. Die Bevöl-
kerung begibt sich somit in eine 
Abwärtsspirale. Das wird schon 
ab dem Jahr 2010 der Fall sein. 
Denn inzwischen rücken nur noch 
geburtenschwache Jahrgänge in 
die Elternschaft ein und werden 
– wenn sich nichts ändert – den 
Weg vom bloßen Geburtenrück-
gang zur realen Bevölkerungsab-
nahme einleiten. Dann wirkt sich 
aus, dass eine geringere Zahl von 
Mädchengeburten 25 Jahre später 
auch eine geringere Zahl potenziel-
ler Mütter bedeutet. Wenn auf einer 
schon verschmälerten Generati-
onsbasis eine niedrige Geburten-
zahl pro Frau von 1,4 (statt 2,2) 
Kindern beibehalten wird, wird das 
unweigerlich ein Schrumpfen der 
Bevölkerung  herbeiführen. 
Ein Blick in die ofﬁ  zielle Progno-
se1 zeigt an, dass trotz zukünftiger 
Zuwanderungsgewinne um die 
200  000 Personen jährlich, die 
Jugendjahrgänge bis 20 von der-
zeitigen ca. 17 Millionen auf 12 Mil-
lionen im Jahre 2050 zurückgehen 
werden, während sich die Zahl der 
Menschen ab 65 von derzeit 13,3 
Millionen auf über 22 Millionen er-
höhen wird.
Missverhältnis von Jung zu Alt
Dieses in der Bevölkerungsent-
wicklung angelegte Missverhältnis 
von Jung zu Alt hebelt das Bis-
marcksche System der sozialen 
Sicherung aus, in dem damals 
wesentlich mehr Jüngere für relativ 
wenig Ältere und viele Gesunde 
für wenige Kranke zu sorgen hat-
ten. Die Gewichtsverlagerung zu 
den älteren Jahrgängen hin bringt 
auch das Umlageverfahren in der 
Rentenversicherung unter Druck. 
Die demographische Entwicklung 
erhöht die Lastquoten der Men-
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schen im erwerbsaktiven Alter von 
20 bis 60 Jahren: auf 100 Personen 
dieser Altersjahrgänge kommen 
gegenwärtig 40 Personen der ab-
hängigen Jahrgänge im Alter von 
über 60; in 30 Jahren werden es 
über 80 Ältere sein, die auf 100 
Personen im Erwerbsalter entfal-
len. Der Anteil der Rentenbezieher 
nimmt zu, während der Anteil der 
arbeitenden Beitragszahler ab-
nimmt, und zwar (a) wegen der 
zurückgehenden Zahl junger Men-
schen, die ins Erwerbsleben eintre-
ten, (b) wegen der Arbeitslosigkeit 
und Konjunkturschwankungen 
und (c) wegen der Fehlqualiﬁ  kati-
on von Arbeitskräften („Mismatch 
am Arbeitsmarkt“), die ein rascher 
Technologiewandel verstärkt.
Unter solchen Bedingungen ist 
die volkswirtschaftliche Gesamt-
leistung nur mit äußerster Anstren-
gung zu halten; dabei müsste sie 
steigen, schon wegen der sozialen 
Kosten der Alterung und wegen 
dringender Investitionen, um im 
internationalen Wettbewerb zu 
bestehen.
Familie und Nachwuchs
In den ersten Diskussionen über 
den starken Geburtenrückgang 
ab 1973 wurde noch vor einem 
Krieg zwischen Alt und Jung ge-
warnt. Heute bahnt sich ein Streit 
darüber an, wer denn eigentlich 
die Zukunft garantieren würde: 
Eltern oder höher besteuerte Kin-
derlose. Die Eltern lieferten das 
„Humankapital“, die kinderlosen 
Beschäftigten sollten dafür not-
wendiges „Sachkapital“ bereit-
stellen. Geschichtlich Bewanderte 
erinnern sich bei dieser Diskussion 
an die im alten Deutschland übli-
che „Hagestolzensteuer“. Hinter 
alledem steht das marode Bild 
des Generationenvertrages, eines 
notleidend gewordenen Wechsels, 
der auf ein Alter in Wohlstand 
gezogen ist. Er macht uns wieder 
auf die Familie aufmerksam und 
ihre verdrängte Funktion als Le-
benserhaltungsgemeinschaft. Eine 
moderne Sozialbürokratie kann mit 
der großen kollektiven Lösung die 
Existenzprobleme nicht auf Dauer 
vernebeln, aber offenbar auch 
nicht beheben.
85% aller Kinder werden in 
existierenden Familien geboren, 
der Rest in familienähnlichen Ver-
hältnissen. Die Frage der gesell-
schaftlichen Erneuerung über mehr 
Geburten kommt immer häuﬁ  ger 
auf den Tisch, weil Geburtendeﬁ  -
zite – gemessen an der Stärke der 
Elterngeneration – den Altenanteil 
an der Bevölkerung anwachsen 
lassen, den die künftigen Aktiven 
einmal zu versorgen haben wer-
den. Nachdem die Idee einer kapi-
talgedeckten Alterssicherung sich 
in absehbarer Zeit nicht verwirkli-
chen lässt und Gedanken an eine 
großzügige Einwanderung nicht 
weiter verfolgt werden, wird der 
Familie ein höherer Status einge-
räumt werden. Sie ist nicht länger 
als Konsumeinheit zu betrachten, 
deren Kaufkraft von Zeit zu Zeit 
von außen gestärkt werden muss, 
weil sie sonst im Kampf um die 
Optimierung von Lebensstandard, 
Erlebniswelten und „Wellness“ als 
bedauerlich und abgeschlagen 
erscheint. Schon der Begriff „Las-
tenausgleich“ im Namen sozialer 
Gerechtigkeit macht Familie zum 
Patienten des Wohlfahrtsstaates, 
wobei sich deren Vertreter nicht 
klar machen, dass gerade die 
Familie für die Ablösung der Gene-
rationen sorgt und den Wohlfahrts-
staat dadurch aufrecht erhält.
Familienpolitische
 Richtungsänderung
Längst steht eine Richtungs-
änderung in der Familienpolitik 
an: anstatt Maßnahmen, die sich 
ausschließlich auf Lastenausgleich 
(Hilfen, Zuschläge, Komponenten) 
und auf schon geborene Kinder 
(Kindergeld) beziehen, brauchen 
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Rechnung tragen, dass nach Ab-
lauf einer Generation noch weniger 
Kinder geboren werden, und dass 
der Realisierung von Kinderwün-
schen in unserer Zivilisation zu viel 
entgegensteht. 
Die Gründe dafür liegen in den 
neuzeitlichen Lebens- und Arbeits-
formen, in denen Vorstellungen wie 
„moderne Lebensentwürfe“ und 
Notwendigkeiten wie der „Zwang 
zur Flexibilität“ ihren Einﬂ  uss 
ausüben. Sie nehmen der Familie 
Stabilität und Tragfähigkeit. Eine 
generöse Sozialpolitik scheint 
die Tendenz zu verstärken: aus 
Scheidungen gehen immer mehr 
alleinerziehende Mütter mit einem 
Bedarf an Sozialhilfe hervor. Doch 
die Problemlage Deutschlands 
erfordert stabile Familienverhält-
nisse und Nachwuchs, was einen 
ständigen Krieg mit dem Zeitgeist 
bedeutet.
Da die Erwerbstätigkeit der 
Frauen selbstverständlich gewor-
den ist, ist eine Politik der Verein-
barkeit von Frauenerwerbstätigkeit 
und Kindererziehung dringlich. Die 
Erstgebärenden haben ein Durch-
schnittsalter von 30 Jahren. Das 
zeigt, dass nach dem Abschluss 
der Ausbildung und dem Beginn 
einer eigenen Karriere nur ein 
schmales Zeitfenster für die Mut-
terschaft genutzt werden kann.
Das Versprechen an Mütter, 
nach der Erziehungszeit wieder die 
gleiche Stellung in den Betrieben 
einnehmen zu können, gerät in 
Zeiten hoher Arbeitslosigkeit unter 
Druck. Die verständliche Angst 
vor innerbetrieblicher und letztlich 
sozialer Rückstufung hält sie oft 
davon ab, die Erziehungszeit an-
zutreten. Hier wäre innerfamiliale 
Solidarität und die Familie als Res-
source überhaupt wieder gefragt. 
Doch die Scheidungsziffern weisen 
gerade noch die Hälfte der ge-




Deutschland muss als entwickel-
te Industrienation bestrebt sein, die 
benötigten Qualiﬁ  kationen im Lan-
de selbst hervorzubringen. Da die 
sozialen Kosten der Zuwanderung 
hoch sind, ist die Überlegung nicht 
fern, ob nicht wenigstens die Hälfte 
des künftig fehlenden Erwerbspo-
tenzials über eine geburtenför-
dernde Familienpolitik zu beheben 
wäre. Dieser Ansatz ist gegenüber 
einer raschen Zuwanderung zwar 
mit einer Zeitverzögerung verbun-
den, doch dürften die Kosten einer 
Zuwanderungspolitik mit den Kos-
ten einer stärkeren Familienförde-
rung bald gegengerechnet werden, 
so dass nur eine Kombination aus 
gezielter, wohldosierter Einwan-
derung und Geburtenförderung 
sozial- und innenpolitisch zu legi-
timieren sein wird.
Bei dem Vorhaben, die demo-
graphische Lage zu verbessern, 
einen ausgewogeneren Zustand 
zu erreichen, können Frankreich, 
England oder die skandinavischen 
Länder als Vorbild dienen. Ihre Ge-
burtenzahlen sind in der Nähe des 
Ersatzes der Elterngeneration und 
liegen damit ein Drittel höher als 
das Geburtenniveau in Deutsch-
land. Wirtschaft und Gesellschaft 
brauchen mehr Geburten, (a) um 
den Überalterungsprozess der Ge-
sellschaft zu verlangsamen, und (b) 
weil die in Deutschland geborenen 
Kinder, auch mit ausländischen El-
tern, die besten Voraussetzungen 
für erfolgreiche Sozialisation und 
Ausbildung mitbringen. Kinder 
sind Nachwuchs, Humankapital 
und wertvolle Investition für die 
Zukunft. 
Nur durch mehr Kinder ist ein 
Generationenvertrag in ein erträgli-
ches Lot zu bringen, und nicht mit 
Finanztransfers oder qualiﬁ  zier-
ter Masseneinwanderung. Beide 
Maßnahmen sind nicht dauerhaft 
durchzuhalten. 
Dazu muss aber die Gesell-
schaft einen Wertkonﬂ  ikt  lösen: 
die Anforderungen an das Arbeits-
leben beinhalten auch für Frauen 
eine langwierige Ausbildung und 
räumliche Flexibilität. Sie stehen 
im Widerspruch zu den Familien-
pﬂ  ichten und der Kindererziehung, 
die stabile Verhältnisse, dauerhaf-
tes Engagement und Konstanz der 
Erziehungsinhalte verlangen.
Die jeweils herrschende Jugend-
arbeitslosigkeit rechtfertigt keines-
falls das Hintanstellen von Kinder-
wünschen. Zwischen Geburt und 
Eintritt ins Erwerbsleben liegen ca. 
20 Jahre. Es gab in der Vergangen-
heit Geburtenwellen, die auf den 
Arbeitsmarkt zurollten. Doch sie 
sind ebenso lange vorherzusehen 
und eine vorausschauende Politik 
hat Zeit genug, um zu überlegen, 
wie sie ihre Humanressourcen 
einsetzt.
Eine vermehrte Familiengrün-
dung, eine verbesserte schulische 
Qualiﬁ   kation und Ausbildung und 
eine wohlbedachte Zuwanderung 
müssen langfristig zusammen-
wirken, um das Gemeinwesen 
zukunftsfähig zu erhalten. Allmäh-
lich gewinnt dabei der Ausweg 
Einwanderung bei gleichzeitiger 
Geburtenförderung Konturen. 
(1) Zuwanderung sollte erst mit ih-
rer Vorstufe, der zeitweisen Wer-
bung und Beschäftigung auslän-
discher Experten, beginnen. 
(2) Die Geburtenförderung duldet 
dagegen keinen Aufschub, weil 
ihre Wirkung sich erst in 15 bis 20 
Jahren zeigt. 
(3) Die Hauptmaßnahmen der Ge-
burtenförderung beziehen sich 
weniger auf das Kindergeld und 
auf Steuererleichterungen, son-
dern auf die Vereinbarkeit von 
Frauenerwerbstätigkeit und Mut-Wirtschaftsdienst 2005 • 3 143
ZEITGESPRÄCH
F
amilienpolitik hat zur Zeit 
Hochkonjunktur – zumindest 
in den Absichtserklärungen aller 
Parteien. Was Demographen und 
Familienforscher seit 25 Jahren 
wissen und sagen, ist nun auch 
in der Bevölkerung und der Politik 
angekommen. Deutschland ist ei-
ne stark alternde Gesellschaft. Mit 
einer durchschnittlichen Kinderzahl 
von 1,4 wachsen immer weniger 
Junge in unserer Gesellschaft 
nach. Gleichzeitig hat die Lebens-
erwartung stark zugenommen. 
Mittlerweile sind die ersten Folgen 
für das soziale Sicherungssystem 
zu beobachten. So wird sich das 
Verhältnis von Rentnern zu Bei-
tragszahlern in den nächsten Jah-
ren und Jahrzehnten dramatisch 
verschieben und damit erhebliche 
Belastungen in allen Sicherungs-
systemen erzeugen.
Das Problem, das momentan 
wahrgenommen wird, ist damit 
eigentlich nicht die Frage nach 
der „Familie“, nach ihren Funkti-
onen in unserer Gesellschaft und 
ob sie diese adäquat erfüllt und 
erfüllen kann, sondern die bevöl-
kerungspolitisch motivierte Frage 
nach dem quantitativen Umfang 
der nachwachsenden Generation. 
Die Diskussion in der Politik geht 
daher auch vor allem um die Frage, 
mit welchen Maßnahmen die Ferti-
lität wieder erhöht werden könnte. 
Auch aus der Wirtschaft kommen 
Forderungen nach einer bevölke-
rungsorientierten Familienpolitik1.
Sollte die Erhöhung der Gebur-
tenrate jedoch das einzige Ziel 
sein, könnte man sich Familienpo-
litik sparen. Zum einen wird sie in 
dieser Hinsicht nur sehr begrenzt 
wirksam sein. Die Ablösung der in-
dividuellen  Absicherung vom Vor-
handensein eigener Kinder durch 
kollektive Sicherungssysteme ist 
eine Errungenschaft moderner Ge-
sellschaften – nicht nur weil durch 
größere Risikogemeinschaften 
eine bessere Absicherung erreicht 
werden kann, sondern auch weil 
dadurch die Optionen für verschie-
dene Lebensstile erweitert werden, 
die wiederum Voraussetzung für 
modernes Wirtschaften sind. 
Notburga Ott
Humanvermögensbildung statt Geburtenförderung
1 Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ), Institut der 
deutschen Wirtschaft (IW) und Bundes-
verband der deutschen Industrie (BDI): 
Bevölkerungsorientierte Familienpolitik – ein 
Wachstumsfaktor, Berlin 2004.
terschaft sowie auf die Aufwer-
tung der Familienleistungen, die 
für ebenso wichtig zu halten sind 
wie die Leistung der Erwerbstäti-
gen zwischen 20 und 65 Jahren. 
(4) Mehr Geburten rechtfertigen 
weniger Zuwanderung, sie erfor-
dern aber eine Qualiﬁ  zierungs-
offensive für die Jugend. Die 
Jugend ist das Humankapital von 
morgen und muss in einen Geist 
der Kreativität und Innovation hi-
neinwachsen.
Die konsequente Einleitung 
dieses kombinierten Auswegs aus 
dem langfristigen Bevölkerungs-
mangel und die einander ergän-
zenden Maßnahmen bedeuten 
dennoch eine Art Kulturrevolution, 
eine Neuordnung der Prioritäten, 
nämlich vom kurzfristigen Kri-




Eine rasch alternde Gesellschaft, 
die sich dem Umlageverfahren in 
der Rentenversicherung verschrie-
ben hat, oder aus ihm nicht so 
schnell herausﬁ   nden wird, treibt 
ihre sozialen Sicherungssysteme 
unweigerlich in eine Schieﬂ  age. Sie 
hat einmal für steigende Sozialkos-
ten aufzukommen, gleichzeitig mit 
den ökonomisch-technischen Glo-
balisierungstendenzen Schritt zu 
halten, d.h. am Weltmarkt schlicht-
weg erfolgreich zu sein. Es ist ein 
Irrtum zu glauben, dass offene Ge-
sellschaften in einer globalisierten 
Welt ihre kleinen Einheiten zerset-
zen und auﬂ  ösen. Vielmehr ist eine 
gegenläuﬁ  ge Tendenz zu beobach-
ten. Zudem braucht globaler Erfolg 
die lokale Kompetenz.
Der Einzelne muss wissen, dass 
er mit seinem Lebensvollzug die 
Alterspyramide mitformt: sie ist in 
ihrer Gestalt (jung oder alt, belas-
tend oder entlastend) kollektiv her-
beigelebt. Es muss eine Verständi-
gung darüber hergestellt werden, 
welche Lebensform nachhaltig ist 
und welche nicht; das ist das Ende 
des schrankenlosen Individualis-
mus und seiner Illusionen und stellt 
wieder einen Gemeinschaftsgeist 
her: ein Denken in Generationen, 
von dem genau der moderne 
Zeitgeist glaubte, es zugunsten 
der Autonomie des Einzelnen über 
Bord werfen zu können. 
Die Lebensgesetze, die in der 
Generationenablöse liegen, haben 
die sozialbürokratische Transferge-
sellschaft eingeholt und zwingen 
sie wieder zu einem Gemein-
schaftsdenken, in dem Nachhaltig-
keit und Verantwortungsgefühl des 
Einzelnen fürs Ganze zusammen-
gehen können. Wirtschaftsdienst 2005 • 3 144
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Niemand will ernsthaft zu einer 
Gesellschaftsordnung zurück, in 
der die materielle Absicherung im 
Alter von eigenen Kindern oder 
zumindest einem größeren Fami-
lienverband abhängt. Ohne dieses 
Absicherungsmotiv wird man dann 
aber geringere Kinderwünsche 
akzeptieren müssen2. Zum ande-
ren käme eine solche Politik der 
Geburtenförderung – selbst wenn 
es gelänge, die Fertilitätsraten auf 
ein gleichwohl nicht bestandser-
haltendes Niveau wie in Frankreich 
von 1,8 Kindern anzuheben – zur 
Lösung der Probleme zu spät. Eine 
derartige Zunahme der Geburten 
würde erst etwa im Jahr 2040 über-
haupt wirksam zu werden, wenn 
diese Kinder in den Arbeitsmarkt 




Es gibt jedoch bessere und vor 
allem drängendere Gründe für eine 
gezielte Familienpolitik als die Er-
höhung der Geburtenzahlen. Wenn 
nun schon Belastungen aufgrund 
der demographischen Entwicklung 
in den sozialen Sicherungssyste-
men nicht mehr vermeidbar sind, 
so gilt es, diese so gering wie mög-
lich zu halten und sie möglichst fair 
auf die Gesellschaftsmitglieder 
zu verteilen. Schon heute ver-
schärft sich der Verteilungskampf 
zwischen den Generationen und 
zwischen Kindererziehenden und 
Kinderlosen. Und obwohl erhebli-
che ﬁ   nanzielle Mittel von der All-
gemeinheit für familienpolitische 
Maßnahmen aufgebracht werden4 
ist gerade bei Familien die Ar-
mutsquote besonders hoch5. Dies 
spricht für einen wenig effektiven 
Einsatz dieser Mittel.
Eine „faire“ Verteilung der Be-
lastungen erfordert vor allem eine 
leistungsgerechte Behandlung 
der elterlichen Erziehungs- und 
Sozialisationsleistungen für die 
nächste Generation6. Gleichzeitig 
ist dies auch der Ansatzpunkt 
zur Reduzierung der Belastungen 
durch die alternde Gesellschaft. 
Nicht das numerische Verhältnis 
von Erwerbsbevölkerung und nicht 
im Erwerbsleben stehenden Be-
völkerungsgruppen bestimmt das 
Wohlstandsniveau, sondern die 
Wertschöpfung der Gesellschaft, 
die auch entscheidend vom Kapi-
talstock und der Arbeitsproduktivi-
tät abhängt. Nicht nur aus Gründen 
rückläuﬁ  ger  Erwerbspersonen 
wird es daher notwendig sein, vor 
allem die Humankapitalbildung der 
nächsten Generationen zu stärken. 
Die richtigen Anreize für die beste 
Humanvermögensbildung kann je-
doch nur eine faire Zurechnung im 
Sinne der Leistungsgerechtigkeit 
setzen. 
Humanvermögensbildung
Bei der Frage der Humanver-
mögensbildung der nächsten 
Generation zeigen sich allerdings 
besondere Probleme, die staatli-
chen Handlungsbedarf erfordern. 
Im Gegensatz zu anderen Ver-
mögenswerten ist Humanvermö-
gen nicht übertragbar, sondern 
untrennbar mit dem Besitzer 
verbunden. Dadurch entstehen be-
sondere Property rights-Probleme 
zwischen Investoren, Besitzern, 
Verwendern und Nutznießern des 
Humanvermögens, sofern es sich 
dabei nicht um ein und dieselbe 
Person handelt. Im Falle der Hu-
manvermögensbildung der nach-
wachsenden Generation sind die 
Kinder, die Eltern sowie die übrigen 
Gesellschaftsmitglieder beteiligt. 
Von Seiten der Kinder besteht 
ein Interesse an einer Human-
vermögensbildung, die ihnen 
eine möglichst gute Basis zur 
Verwirklichung ihrer Lebenspläne 
bietet. Hier besteht das prinzipiel-
le Problem, dass mit der Bildung 
dieses Humanvermögens erst die 
Voraussetzungen für eigenverant-
wortliches Handeln geschaffen 
wird. Kinder können daher die 
Entscheidungen über die Investiti-
onen in ihr Humanvermögen größ-
tenteils nicht selbst treffen. Zudem 
besitzen sie zu Lebensbeginn 
üblicherweise kein Vermögen, das 
für ihre Hu  manvermögensbildung 
eingesetzt werden könnte. Private 
Kreditmärkte versagen dabei in 
doppelter Weise: aufgrund der 
mangelnden Versicherbarkeit von 
Einkommensrisiken und aufgrund 
einer mangelnden Verpﬂ  ichtungs-
übernahme durch die Kinder. Da-
her sind Kinder auf Zuwendungen 
von anderer Seite angewiesen, die 
üblicherweise von Seiten der Eltern 
erfolgen. 
Sofern jedoch Eltern die Mittel 
für eine optimale Humanvermö-
gensbildung ihrer Kindern nicht auf-
bringen können oder wollen, ist es 
aus Gründen der Gewährung glei-
cher Entwicklungschancen, aber
auch aus Gründen einer mög-
lichst optimalen Bildung des 
Humanvermögens der gesamten 
nächsten Generation Aufgabe des 
Staates, hier für einen Ausgleich 
der Startbedingungen zu sorgen. 
Dies geschieht einerseits durch 
die Verpﬂ   ichtung der Eltern, ihre 
Kindern über die Sicherung des   
2 Dorbitz widerlegt mit empirischen Belegen 
die These, dass nach wie vor die 2-Kind-Fa-
milie als Ideal angesehen wird und die niedri-
gen Geburtenziffern überwiegend unerfüllten 
Kinderwünschen geschuldet sind, deren Re-
alisierung nur geeigneter familienpolitischer 
Maßnahmen bedarf. Bereits der Kinder-
wunsch liegt mit durchschnittlich 1,5 deutlich 
unter dem bestandserhaltenden Niveau; vgl. 
J. Dorbitz: Keine Kinder mehr gewünscht?, 
in: BIB-Mitteilungen 3/2004, S. 10-17.
3 Vgl. z.B. die Modellrechnungen von A.   
Börsch-Supan:  Kann die Finanz- und 
Sozialpolitik die Auswirkungen der Bevölke-
rungsalterung auf den Arbeitsmarkt lindern?, 
in: B. Genser (Hrsg): Finanzpolitik und Ar-
beitsmärkte, Berlin 2002, S. 9-44.
4 Vgl. z.B. Deutsche Bundesbank: Monatsbe-
richt 4/2002.
5 Vgl. Bundesregierung: Lebenslagen in 
Deutschland – Der 2. Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung, Berlin 
2005.
6 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat für Famili-
enfragen beim BMFSFJ: Gerechtigkeit für 
Familien, Köln 2001.Wirtschaftsdienst 2005 • 3 145
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Existenzminimums angemessen 
am Lebensstandard der Familie 
zu beteiligen und ihnen eine ihren 
Fähigkeiten entsprechende Ausbil-
dung zuteil werden zu lassen, und 
andererseits durch die Bereitstel-
lung von monetären und Realtrans-
fers vor allem im Bildungsbereich 
durch die öffentliche Hand. 
Kinder kein Investitionskalkül
Von Seiten der Eltern dürfte die 
Entscheidung für Kinder nicht vor-
rangig durch ein Investitionskalkül 
bestimmt sein, sondern durch den 
Wunsch nach einem Zusammenle-
ben mit Kindern (Konsumnutzen). 
Prinzipiell gibt es keinen Grund, 
Kosten für Konsumzwecke von 
Seiten der Gesellschaft auszuglei-
chen. Staatlicher Handlungsbedarf 
mag jedoch dann entstehen, wenn 
aufgrund von Marktmängeln diese 
Kosten übermäßig hoch ausfallen. 
Vor allem die mangelnde Zeitsou-
veränität aufgrund fehlender Kin-
derbetreuungsmöglichkeiten und 
starrer zeitlicher Restriktionen am 
Arbeitsmarkt erschweren oder ver-
hindern vielfach eine den individu-
ellen Präferenzen entsprechende 
Zeitaufteilung zwischen Familien- 
und Erwerbstätigkeit. Dadurch 
entstehen einerseits überhöhte 
phasenspeziﬁ  sche  Belastungen 
und andererseits einseitige Risiken 
für Frauen, die üblicherweise ihre 
Erwerbstätigkeit reduzieren und 
damit einen individuellen Verlust 
in ihrem am Markt verwertbaren 
Humanvermögen hinnehmen – ein 
Risiko, das sie im Falle des Schei-
terns der Partnerbeziehung über-
wiegend alleine tragen.
Wenn auch die Entscheidung für 
Kinder nicht vorrangig aus Investiti-
onsmotiven erfolgt, so ﬁ  nden doch 
im Zusammenleben mit Kindern 
permanent solche Investitionen 
statt. Diese sind durchaus auch mit 
Renditeerwartungen verbunden, 
die jedoch heutzutage angesichts 
anderer Sicherungssysteme über-
wiegend nicht mehr materieller Art 
sind, sondern ihren Schwerpunkt 
in den Sozialbeziehungen und 
eventuell Pﬂ  egeleistungen  haben. 
Zudem erfordert bereits der „Kon-
sumnutzen“ des Zusammenlebens 
mit Kindern Investitionen in deren 
Humanvermögen. Diese Zielset-
zungen elterlicher Erziehungs- und 
Sozialisationsleistungen gewähr 
leisten jedoch keineswegs eine 
optimale Humanvermögensbil-
dung im Sinne möglichst guter 
Lebens  chancen der Kinder. So 
mag z.B. eine hohe Qualiﬁ  kation, 
die den Kindern gute beruﬂ  iche 
Chancen eröffnet, die Wahrschein-
lichkeit erhöhen, dass die Kinder 
aufgrund von höherer Mobilität für 
Pﬂ  egeleistungen im Alter nicht zur 
Verfügung stehen. 
Doch auch wenn man davon 
ausgehen darf, dass Eltern über-
wiegend aus altruistischen Moti-
ven eine ihren Kindern förderliche 
Entwicklung wünschen, mögen 
sie unter dem Einﬂ  uss  eigener 
Interessen häuﬁ   g auch zu Fehl-
einschätzungen darüber kommen, 
was für die Kindern förderlich ist. 
Generell lässt sich bislang jedoch 
feststellen, dass die Humanvermö-
gensbildung in einer Weise stattﬁ  n-
det, die die Mehrheit der nächsten 
Generation in die Lage versetzt, ein 
eigenverantwortliches Leben zu 
führen. Allerdings sind zum Wohle 
der Kinder Institutionen notwendig, 
die frühzeitig Fehlentwicklungen 
identiﬁ  zieren  und  gegensteuern 
können.
Gesellschaftliche Verantwortung
Darüber hinaus sind Investiti-
onen in die nächste Generation 
und ihr Humanvermögen im Inte-
resse der gesamten Gesellschaft, 
denn sie dienen dem Bestand, 
der wirtschaftlichen Leistungsfä-
higkeit sowie der Sozialkultur der 
Gesellschaft. Die Verantwortung 
dafür sollte daher auch von allen 
gemeinsam getragen werden. Dies 
gilt umso mehr, als eine gelingende 
Sozialisation und Bildung vielfältige 
soziale Bezüge und Erfahrungen 
erfordert. Eltern alleine sind nicht 
in der Lage, all jene Fähigkeiten 
und Kompetenzen zu vermitteln, 
die in den unterschiedlichen Inter-
aktions- und Beziehungszusam-
menhängen moderner, komplexer 
Gesellschaften erforderlich sind.
Die individuellen Kompetenzen 
für soziale Interaktion, das bei 
unterschiedlichen Bedingungen 
angemessene Vermitteln von ei-
genen und Gruppeninteressen, 
können nur in eben solchen Be-
ziehungen erfahren und gelernt 
werden. Dies bedeutet, dass die 
Sozialisationsverantwortung nicht 
allein den Familien zugeschrieben 
werden darf und Eltern insbeson-
dere bei Überforderung nicht im 
Stich gelassen werden dürfen, sie 
also nicht nur monetäre, sondern 
auch institutionelle Unterstützung 
erhalten sollten. 
Nun tritt bei Investitionen der 
Gesellschaft, d.h. der jeweiligen 
anderen Gesellschaftsmitglieder
in das Humanvermögen der nächs 
  ten Generation, die bekannte 
Free rider-Problematik auf. Indivi-
duell besteht kein großer Anreiz, 
sich an der Humanvermögens-
bildung der Kinder anderer Leute 
zu beteiligen. Diese ﬁ  ndet  daher 
nur soweit statt, soweit Kinder in 
die Sozialbeziehungen und Insti-
tutionen einbezogen sind, die für 
die eigenen Lebensumstände von 
Bedeutung sind. Je mehr diese 
Beziehungen jedoch in moder-
nen Gesellschaften so organisiert 
werden, dass Kinder systematisch 
ausgeschlossen sind, geht ein 
wesentlicher Bestandteil kindli-
cher Sozialisation verloren, der 
durch andere Formen kollektiver 
Unterstützung familialer Erziehung 
über  nommen werden muss, soll 
auch in Zukunft die Sozialisation 
und Humanvermögensbildung der 
nächsten Generationen erfolgreich 
verlaufen. Staatliche Aufgabe ist 
es dabei, einerseits entsprechende 
öffentliche Institutionen bereit-Wirtschaftsdienst 2005 • 3 146
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zustellen und andererseits neue 
informelle Beziehungsnetze durch 
die Schaffung eines entsprechen-
den rechtlichen und infrastruktu-




Schließlich werden auch durch 
die Zuordnung der Erträge der Hu-
manvermögensbildung Fehlanreize 
gesetzt. Die Investitionen in das 
Humanvermögen der nächsten 
Generation werden grundsätzlich 
von der Elterngeneration getra-
gen: teilweise durch die öffentliche 
Hand mittels monetärer Transfers 
und Realleistungen (vor allem das 
Bildungssystem), überwiegend je 
doch privat durch die Leistungen 
der Eltern. Dabei besteht jedoch 
eine Schieﬂ   age sowohl im inter- 
wie auch intragenerationellen Ver-
hältnis, die nicht durch Marktmän-
gel, sondern durch Mängel unseres 
Steuersystems und unseres Sozi-
alen Sicherungssystems bedingt 
ist. So stehen den privaten Inves-
titionen der Eltern in das Human-




tem verpﬂ  ichtet die nächste Gene-
ration, aus den Erträgen dieser In-
vestitionen nicht die jeweiligen In-
vestoren, d.h. einerseits die Eltern 
und andererseits die öffentliche 
Hand, anteilsmäßig zu befriedigen, 
sondern die jeweils gerade Versi-
cherten – weitgehend unabhängig 
davon, wie stark diese zur Human-
vermögensbildung beigetragen ha 
ben. Damit werden diejenigen, die 
keine Kinder erziehen, zu Begüns-
tigten des Systems, und diejeni-
gen, die wegen Kindererziehung 
kürzere Versicherungszeiten und 
geringere Beiträge aufweisen, zu 
Benachteiligten. Die Folge sind zu 
geringe Investitionsanreize sowohl 
auf privater wie kollektiver Ebene: 
die privaten „Renditen“ der Eltern 
fallen zu gering aus, während im 
kollektiven Umlagesystem Hu-
mankapitalerträge ohne Bezug zur 
vorherigen Humanvermögensbil-
dung verteilt werden.
Was ist vor diesem Hintergrund 
für die Familienpolitik zu fordern?
Angesichts der vielen Fehlan-
reize bei der Humanvermögens-
bildung in die nächste Generation 
sollte es Hauptaufgabe der Fami-
lienpolitik sein, die Leistungsbe-
ziehungen zwischen und innerhalb 
der Generationen systematisch zu 
überprüfen und das Verhältnis von 
Leistung und Gegenleistung neu 
auszubalancieren. Hier gilt es, die 
vielfältigen Finanzierungsströme 
in systematischer und vor allem 
transparenter Weise neu zu ord-
nen. Eine Bündelung der verschie-
denen monetären und nichtmone-
tären Leistungen, die bislang teils 
durch das Steuersystem teils über 
die Sozialversicherungen erfolgen, 
in einem Familienfonds7 oder ei-
ner Familienkasse wären dazu ein 
sinnvoller erster Schritt.
Die zur Zeit von allen Parteien 
angestrebte Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie ist angesichts der hohen 
Opportunitätskosten der Kinder-
erziehung längst überfällig. Famili-
enfreundliche Bedingungen in und 
für Betriebe gehören hier genauso 
dazu wie eine Verbesserung der 
Betreuungssituation. Allerdings 
sollte man bei der Diskussion um 
Ganztagesbetreuungseinrichtun-
gen nicht das ebenso wichtige Ziel 
der institutionellen Unterstützung 
der Familien und gemeinschaft-
lichen Humanvermögensbildung 
vernachlässigen. Hier sind um-
fassende pädagogische Kon-
zepte sowohl der frühkindlichen 
Gruppenerziehung wie auch der 
Ganztagsschule gefragt, die die 
Chancengleichheit erhöhen und zu 
einer Umsteuerung im deutschen 
Bildungssystem beitragen, um das 
Bildungsniveau zu heben und der 
starken sozialen Selektion entge-
genzuwirken.
Zum Schluss noch ein Wort zum 
neuerdings diskutierten einkom-
mensabhängigen Elterngeld, mit 
dem die Opportunitätskosten der 
Kindererziehung durch Zahlung 
eines prozentualen Lohnersatzes 
gesenkt werden sollen. Aus indi-
vidueller Sicht werden hier sicher 
Anreize zugunsten der Entschei-
dung für Kinder gesetzt. Auch aus 
Gleichstellungsgründen mag eine 
solche Maßnahme begründbar 
sein, weil sie zumindest tendenziell 
dazu führen mag, dass auch Väter 
vermehrt die Elternzeit nutzen. 
Aus ökonomischer Sicht ist al-
lerdings zu fragen, ob eine solche 
Maßnahme tatsächlich efﬁ  zient 
ist, indem die Gesellschaft Kin-
dern von Müttern mit höherem 
Einkommen einen höheren ﬁ  nan-
ziellen Zuschuss zukommen lässt. 
Ökonomisch ließe sich dies nur 
dann begründen, wenn von diesen 
Kindern zumindest im Durchschnitt 
später eine höhere Produktivität zu 
erwarten wäre. Dieser Nachweis 
steht bislang aus – im Gegenteil, 
viele Belege sprechen dafür, dass 
sich Kinder bei geeigneten Rah-
menbedingungen unabhängig vom 
elterlichen Bildungsniveau und 
Einkommensstatus gleichermaßen 
zu produktiven und mündigen 
Mitgliedern der Gesellschaft ent-
wickeln. 
Dass in Deutschland – wie die 
Pisa-Studie ausweist – der Zusam-
menhang zwischen Bildungsniveau 
der Eltern und dem der Kinder 
stark korreliert, spricht weniger da-
für, dass Mütter mit hoher Bildung 
besonders produktiv bei der Erzie-
hung von Kindern wären, sondern 
vor allem gegen die Bedingungen 
in unserem System der Bildung 
von Humankapital. An diesen sollte 
Familienpolitik gemeinsam mit Bil-
dungspolitik vor allem ansetzen.
7 Einen solchen hat der Wissenschaftliche 
Beirat für Familienfragen beim BMFSFJ in 
seinem Gutachten „Gerechtigkeit für Famili-
en“ (Köln 2001) vorgeschlagen.Wirtschaftsdienst 2005 • 3 147
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D
ie Diskussion über eine neue 
Ausgestaltung der Famili-
enpolitik ist vor dem Hintergrund 
der Befunde zur demograﬁ  schen 
Entwicklung einzuordnen – und 
dies verleiht der Debatte einerseits 
eine enorme Schubkraft, weil zu-
mindest die Problemwahrnehmung 
in diesem Bereich deutlich zuge-
nommen hat, andererseits resul-
tiert daraus aber auch die Gefahr 
einer unterkomplexen Reduktion 
der Ziele (und Möglichkeiten) einer 
modernisierten Familienpolitik auf 
eine Bewältigungsfunktionalität im 
demograﬁ  schen Wandel. 
Bei einer detaillierten Betrach-
tung der dominanten Argumenta-
tionsstränge wird man sogar die 
These aufstellen dürfen, dass es 
primär die Strukturprobleme der 
umlageﬁ  nanzierten sozialen Siche-
rungssysteme sind, die das „neue“ 
und vor allem „andere“ Interesse 
an Familienpolitik motiviert: Ange-
sichts einer seit nunmehr 30 Jah-
ren auf niedrigem Niveau angesie-
delten Geburtenrate in Verbindung 
mit einer kontinuierlich steigenden 
Lebenserwartung und der ekla-
tanten Wachstumsschwäche der 
Wirtschaft in Verbindung mit einem 
nicht gelingenden Abbau der Ar-
beitslosigkeit beginnen die tradier-
ten sozialen Sicherungssysteme 
gleichsam „heißzulaufen“, und die 
Politik gerät in ein Gefangenendi-
lemma von Ausgabenkürzungen 
(im Wesentlichen durch Umﬁ  nan-
zierung zu Lasten der privaten 
Haushalte) und systematischer 
Überforderung des (verbleibenden) 
Faktors sozialversicherungspﬂ  ich-





Die Generationen einer Ge-
sellschaft sind entsprechend des 
Phasenmodells des Lebenslaufs 
über Kindheit und Jugend, Er-
werbsphase und nachberuﬂ  iche 
Lebensphase ganz unterschiedlich 
eingebunden in die Nettozahler- 
und Nettoempfängerposition der 
sozialen Sicherungssysteme wie 
auch des Steuer-Transfer-Sys-
tems. Umlageﬁ  nanzierte  soziale 
Sicherungssysteme haben bzw. 
bekommen ein echtes ﬁ  skalisches 
Nachhaltigkeitsproblem, wenn im 
Vergleich zur Zahl der Erwerbs-
tätigen die Zahl der vor- und 
nachgelagerten Transferempfän-
ger zu stark ansteigt1. In diesem 
Problemfeld bewegen sich die 
zahlreichen Vorschläge für eine 
neue Konﬁ   guration der Einnah-
menseite der Sozialversicherung 
von der Bürgerversicherung bis 
hin zu den Kopfprämienmodellen. 
Darüber hinaus richtet sich die 
Aufmerksamkeit verstärkt auf die 
Frage, ob und wie man mit Hilfe 
familienpolitischer Maßnahmen 
arbeitsmarktliche wie auch bevöl-
kerungspolitische Zielsetzungen 
realisieren kann. So diskutiert man 
derzeit sowohl den angestrebten 
Ausbau von Kinderbetreuungsein-
richtungen wie auch den Vorschlag 
der Einführung eines am bishe-
rigen Nettoentgelt orientierten 
Elterngeldes2 vor allem angesichts 
der (erwarteten) Auswirkungen der 
demograﬁ  schen  Entwicklung  auf 
die Arbeitsmärkte.
Bereits seit Jahren ist eine de-
mograﬁ  sch bedingte Schrumpfung 
des Arbeitsangebots zu beobach-
ten, das zeigen die Daten des Ins-
tituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB). Danach hat die 
Zahl der verfügbaren Arbeitskräfte 
im Zeitraum von 1987 bis 2004 um 
durchschnittlich 173 000 Personen 
jährlich abgenommen. Jahr für Jahr 
gehen Deutschland aufgrund der 
Bevölkerungsentwicklung Arbeits-
kräfte im Umfang einer Großstadt 
verloren. Dass das Erwerbsperso-
nenpotenzial trotzdem im gleichen 
Zeitraum gestiegen ist, liegt fast 
ausschließlich an der so genannten 
„Verhaltenskomponente“, also die 
stärkere Erwerbsneigung der Frau-
en und hierbei insbesondere der 
Mütter: durchschnittlich zusätz-
liche 280  000 Erwerbspersonen 
waren es in den Jahren 1997 bis 
2000 pro Jahr.
Stefan Sell
Grundlinien einer expliziten Familienpolitik
1  Es gibt allerdings – politisch durchaus 
konträr gelagerte – abweichende Positionen: 
So argumentieren Kritiker der Instrumentali-
sierung der demograﬁ  schen Entwicklung für 
Umbau- bzw. Abbaumaßnahmen im Bereich 
der sozialen Sicherungssysteme, dass die 
Entwicklung der Produktivität einerseits und 
die Abnahme der Zahl der (ebenfalls zu ver-
sorgenden) jungen Menschen andererseits 
die angestiegene Zahl der älteren Menschen 
ﬁ   nanzierbar werden lassen (vgl. hierzu G. 
Bosbach: Demograﬁ  sche  Entwicklung 
– nicht dramatisieren!, in: Gewerkschaftliche 
Monatshefte, Heft 2, 2004, S. 96-103). Auf 
der anderen Seite wird – am Beispiel der 
Debatte über eine kinderbezogene Diffe-
renzierung der Beitragssätze im Anschluss 
an das Pﬂ  egeurteil der Bundesverfassungs-
gerichts – argumentiert, dass dies nicht 
empfehlenswert wäre, da die notwendigen 
Anpassungen innerhalb der Systeme über 
Leistungskürzungen laufen könnten und die 
Zahl der Kinder nur eine Nebenbedingung sei 
(vgl. K. Konrad, W . Richter: Zur Berück-
sichtigung von Kindern bei umlageﬁ  nanzier-
ter Altersicherung, in: Perspektiven der Wirt-
schaftspolitik, Heft 1, 2005, S. 115-130).
2  Vgl. hierzu B. Rürup, S. Gruescu: Nach-
haltige Familienpolitik im Interesse einer akti-
ven Bevölkerungsentwicklung, Gutachten im 
Auftrag des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), 
Berlin, November 2003, mit einem Plädoyer 
für die Einführung eines solchen Elterngeldes 
in Deutschland.Wirtschaftsdienst 2005 • 3 148
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Mit einem Neuzuschnitt der fa-
milienpolitischen Instrumente vor 
allem hinsichtlich des Ausbaus und 
der Flexibilisierung der Kinderbe-
treuungsangebote wie auch der 
Einführung eines lohnersatzförmig 
ausgestalteten Elterngeldes zielt 
man auf eine weitere Mobilisierung 
des Reservoirs vor allem an qualiﬁ  -
zierten Frauen für die Arbeitsmärk-
te der Zukunft in Verbindung mit 
der erhofften Realisierung bevöl-
kerungspolitischer Ziele im Sinne 
einer höheren Geburtenrate. Dieser 
– nach einer langen Phase histo-
risch bedingter Tabuisierung von 
aktiver Bevölkerungspolitik – neue 
Zugriff auf Familienpolitik resultiert 
aus der anhaltend niedrigen Ge-
burtenrate. Für Deutschland ergab 
sich im Jahr 2000 eine Quote von 
1,36 Kindern pro Frau. Bei einer 
genaueren Analyse des Gebur-
tenrückgangs zeigt sich, dass in 
steigendem Maße entweder ganz 
auf Kinder verzichtet wird oder 
dass das Paar/der Elternteil sich 
für mindestens zwei Kinder ent-
scheidet. Auffallend hoch ist der 
Kinderlosenanteil bei Frauen mit 
Fachhochschul- und Universitäts-
abschlüssen in Westdeutschland. 
In der Altersgruppe der 35- bis 39-
Jährigen bewegt er sich zwischen 
41% und 44%3. 
Hinzu kommt eine eigenständi-
ge, eher sozialpolitische Instrumen-
talisierung der Familienpolitik, die 
abstellt auf die ganz offensichtlich 
schwierige materielle Lebenslagen-
situation vieler Familien. Höchst 
aktuell sind die Befunde aus dem 
neuen Armuts- und Reichtums-
bericht der Bundesregierung, die 
aufzeigen können, dass bestimm-
te Familien und insbesondere die 
Kinder die am stärksten von Armut 
und Unterversorgungslagen be-
troffenen Personengruppen sind.
Als zentrale Risikogruppe erwei-
sen sich hierbei die Haushalte 
der Alleinerziehenden mit einer 
Armutsrisikoquote von 35,4% im 
Jahr 20034. Gefordert wird vor die-
sem Hintergrund ein Ausbau der 
familienbezogenen Leistungen im 
Sozialversicherungsrecht und/oder 
im Steuer-Transfersystem.
Aber es stellt sich die Frage, ob 
solche partiellen Konzeptualisie-
rungen „moderner“ Familienpolitik 
nicht viel zu kurz greifen angesichts 
der kontextuellen Veränderungen, 
denen Familien heute ausgesetzt 
sind. Die dominante teilbereichs-
bezogene Sicht auf Familienpolitik 
mit ihren Verengungen führt in der 
Gesamtschau zu dem berechtigten 
Vorwurf, dass es in Deutschland 
nur eine – und dann auch noch 
reduzierte – implizite Familienpo-
litik gibt.
Kontextuelle Veränderungen
Die neueren Befunde der Famili-
enforschung zeichnen ein weitaus 
komplexeres Bild von den Lebens-
lagen der Familien heute, als es die 
verengte aktuelle familienpolitische 
Debatte vermittelt5. Der gesell-
schaftliche Strukturwandel führt 
zu mehrfach tiefgreifenden Verän-
derungen, mit denen das System 
Familie konfrontiert wird: Beob-
achtbar sind eine stärkere Mobilität 
bzw. Mobilitätsanforderungen (mit 
abgeleiteten Folgeproblemen z.B. 
hinsichtlich der Nicht-Verfügbarkeit 
familialer Netzwerke im Bereich der 
Kinderbetreuung), eine deutliche 
Zunahme der lingualen und kultu-
rellen Diversität, mit der vor allem 
Kinder heute aufwachsen und mit 
denen sie sich aktiv arrangieren 
müssen, sowie generell eine Ver-
schlechterung der ökonomischen 
Rahmenbedingungen für einen Teil 
der Familien (und hierbei aus zwei 
Perspektiven nicht nur in Form 
einer hohen Armutsbelastung der 
Kinder, sondern auch eine Ver-
schlechterung des ökonomischen 
Bedingungsgefüges der Familie 
durch Kinder). Hinzu kommt die 
Einbindung vieler Frauen in die fa-
milialen Pﬂ  egearrangements, wenn 
die Eltern oder Schwiegereltern 
pﬂ   egebedürftig werden – so wer-
den von den derzeit 1,44 Millionen 
Pﬂ   egebedürftigen, die zu Hause 
leben, eine Million ausschließlich 
von den eigenen Angehörigen – im 
Regelfall Frauen – betreut.
Familien sind heute einer grö-
ßeren Diskontinuität und mehr kri-
tischen Übergängen6 ausgesetzt, 
aus denen heraus immer auch die 
Gefahr des Auseinanderbrechens 
der familialen Strukturen resultiert. 
Empirisch manifestiert sich das in 
der Entwicklung der Scheidungs-
häuﬁ  gkeit. Nach den gegenwärtig 
vorliegenden Daten wird min-
destens jede dritte Ehe wieder 
geschieden, die mittelfristige Ober-
grenze (gemessen an der zusam-
mengefassten ehedauerspeziﬁ  sch 
en Scheidungsziffer über 40 Jahre) 
liegt derzeit bei 46%7. Diese Be-
6 Ein Beispiel für einen kritischen Übergang 
wäre der Wechsel von der Partnerschaft zur 
Elternschaft. Vgl. hierzu z.B. W. Fthenakis, 
B. Kalicki, G. Peitz: Paare werden Eltern. 
Die Ergebnisse der LBS-Familien-Studie, 
Wiesbaden 2002. Ein anderes Beispiel wäre 
die Übernahme von Pﬂ  egeaufgaben gegen-
über den Eltern/Schwiegereltern.
7  Vgl. D. Emmerling: Ehescheidungen 
2003, in: Wirtschaft und Statistik, Heft 2/
2005, S. 97-108.
4 Vgl. Bundesministerium für Gesundheit und 
Soziale Sicherung: Lebenslagen in Deutsch-
land. Der 2. Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung, Berlin 2005. Für eine 
aktuelle Bestandsaufnahme der Kinderarmut 
vgl. M. Corak, M. Fertig, M. Tamm: A 
Portrait of Child Poverty in Germany, RWI: 
Discussion Papers Nr. 26, Essen 2005.
5 Eine fundierte Übersicht über diese Ver-
änderungen ﬁ   ndet sich bei R. Peuckert: 
Familienformen im sozialen Wandel, Wiesba-
den 2004. Die zahlreichen Schnittstellen 
zur Familienpolitik werden systematisch 
entwickelt bei I. Gerlach: Familienpolitik, 
Wiesbaden 2004. Die Auswirkungen strah-
len bis in die amtliche Statistik aus. Vgl. M. 
Nöthen: V on der „traditionellen Familie“ zu 
„neuen Lebensformen“. Neuerungen in der 
Familienberichterstattung des Mikrozensus, 
in: Wirtschaft und Statistik, Heft 1/2005, S. 
25-40.
3  In Ostdeutschland liegt allerdings der 
Kinderlosenanteil bei Frauen mit Fachhoch-
schul- und Universitätsabschlüssen mit 16 
bis 17% erheblich niedriger als in West-
deutschland.Wirtschaftsdienst 2005 • 3 149
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funde korrespondieren mit einem 
noch viel zu selten thematisierten 
qualitativen Wandel im Familien-
system, wobei vor allem die verän-
derte Motivation zu Ehe und Part-
nerschaft eine Rolle spielt. Neben 
den bekannten rechtlichen und 
sozial-normativen Gründen für eine 
Heirat (als eine der Familiengrün-
dung vorgelagerte Entscheidung) 
haben psychologische Aspekte an 
Gewicht gewonnen, also die „sinn-
stiftende“ Funktion eines Kindes im 
eigenen Leben und die Verbindung 
mit dem Institut der Ehe. 
Zunehmend lässt sich darüber 
hinaus aber auch eine Verschie-
bung bei den Partnerschafts-
modellen beobachten, bei dem 
das Kind nicht mehr im Zentrum 
steht, sondern die Beziehung an 
sich, wobei eine Maximierung des 
individuellen Glücks in einer auf 
Dauer angelegten hochwertigen 
Paarbeziehung erreicht werden 
soll. Wenn eine Beziehung dieses 
Erwartungsspektrum nicht erfüllt, 
dann wird sehr häuﬁ  g  ein  neuer 
Partner bzw. Partnerin gesucht. 
Soziologisch gesehen kommt es 
zu einer begrenzten (vor allem 
lebenslaufbezogenen) Deinstitutio-
nalisierung der Ehe und – was viel 
entscheidender auch für familien-
politische Antworten ist – die sozi-
ale Kohäsion kann immer weniger 
durch tradierte soziale Kontrollme-
chanismen oder sozial formatierte 
Rollenmodelle gewährleistet wer-
den, sondern Partnerschaft und 
Elternschaft werden zunehmend 
zu einer individuellen Herausforde-
rung, deren Bewältigung vor allem 
auch von den individuellen Kom-
petenzen abhängen.
Explizite Familienpolitik als 
Generationenpolitik
Auf der individuellen Ebene 
werden die hoch komplexen fami-
lienpolitischen Herausforderungen 
deutlich erkennbar: Beschränkt 
man den familienpolitischen Blick 
eben nicht nur auf die frühe Phase 
der Familienentwicklung mit Kin-
dern bis maximal zum Ende der 
Schulzeit, sondern konzeptualisiert 
man Familienpolitik bewusst als 
Generationenpolitik, dann eröffnet 
sich ein ganz breites Anforderungs-
spektrum. Denn den Menschen 
werden in den kommenden Jah-
ren und Jahrzehnten immer mehr 
Lebenskompetenzen abgefordert: 
eine möglichst stabile Bindungs-
fähigkeit im privaten Bereich, Bil-
dungs- und Leistungsbereitschaft 
im Arbeitsleben, die Bereitschaft 
zum Konsumverzicht im Hier und 
Jetzt aufgrund der sich immer 
mehr durchsetzenden Mischung 
der Sicherungssysteme mit Umla-
ge- und Kapitaldeckungselemen-
ten und die generelle Individualisie-
rung wichtiger Vorsorgebereiche, 
die steuer- und abgabenbezogene 
Übernahmebereitschaft von ge-
sellschaftlich induzierten Lasten 
sowie nicht zu vergessen die Be-
reitschaft, die zunehmende kultu-
relle und sprachliche Diversität der 
Gesellschaft zu akzeptieren. 
An dieser Stelle wird die zen-
trale Verknüpfung von Famili-
enpolitik mit der Bildungspolitik 
augenscheinlich, denn eine solche 
„moderne“ Kompetenzentwick-
lung erfordert eine entsprechend 
ausgerichtete und vor allem – nach 
allen vorliegenden Befunden der 
Bildungsforschung – so früh wie 
möglich einsetzende qualitativ 
hochwertige und institutionalisierte 
Bildungs- und Erziehungsarbeit, 
die angesichts der gegebenen und 
erwartbaren Lebensverhältnisse 
vieler Familien eben nicht alleine 
von diesen geleistet werden kann 
– bei vielen Familien sogar noch 
weniger als bereits heute.
Der generationenübergreifende 
Bezug der Familienpolitik gerade 
an ihrer Schnittstelle zur Bildungs-
politik zeigt sich bei der in der 
gesundheitspolitischen Diskussion 
immer wieder hervorgehobenen 
Problematik eines starken Ausga-
benanstiegs im Gefolge der stetig 
zunehmenden Lebenserwartung 
bei der Behandlung chronischer 
Erkrankungen. Letztere sind in ei-
nem starken Maße die Folge einer 
„ungesunden“ Lebensweise in der 
Kindheit, Jugend und dem frühen 
Erwachsenenalter8. Die Tatsache, 
dass wir mittlerweile durchaus epi-
demiologisch relevant Altersdiabe-
tes bei Kindern und Jugendlichen 
beobachten müssen, mag einen 
Hinweis darauf geben, was der 
Gesellschaft an Folgekosten aus 
bestimmten Lebensstilen droht. 
Auch hinsichtlich der möglichen 
positiven Effekte verhaltens- und 
verhältnispräventiver Maßnahmen 
gilt der gleiche Sachverhalt wie bei 
Lernprozessen generell: Je früher 
(investiert wird), desto besser9.
Praktische explizite 
Familienpolitik
Eine derart umfassend ver-
standene explizite Familienpolitik 
wird mindestens drei Haupt-
stoßrichtungen ausdifferenzieren 
müssen: Zum einen ein möglichst 
konsistentes System der ﬁ  nanzi-
ellen Hilfen für Familien, zweitens 
ein quantitativer und vor allem 
qualitativer Ausbau der Bildungs- 
und Betreuungsangebote sowie 
drittens konsequenterweise die 
systematische Ausweitung der fa-
milienpolitischen Interventionen in 
8 Vgl. ausführlich A. Kruse et al.: Kostenent-
wicklung im Gesundheitswesen: Verursachen 
ältere Menschen höhere Gesundheitskos-
ten? Expertise im Auftrag der AOK Baden-
Württemberg, Heidelberg 2003.
9 Praktisch bedeutet dies eine Fokussierung 
auf das Konzept der Widerstandsfähigkeit 
(Resilienz), und zwar möglichst früh im Le-
benslauf, denn Menschen mit kombinierter 
Bindungsfähigkeit und Ich-Stärke entfalten 
psychische Widerstandsfähigkeit und reali 
sieren stärker als andere Präventionspo-
tentiale. Primärer Ansatzpunkt wäre die 
frühkindliche Bildung. Zum aktuellen Diskus-
sionsstand vgl. die Beiträge in G. Opp, M.   
Fingerle, A. Freytag (Hrsg.): Was Kinder 
stärkt. Erziehung zwischen Risiko und Resili-
enz, München 2004.Wirtschaftsdienst 2005 • 3 150
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Form von Hilfen zur Stärkung der 
Kompetenzen von Familien.
Hinsichtlich der ﬁ  nanziellen Hil-
fen beginnt derzeit eine Debatte, 
die zu Recht das auch für Exper-
ten unüberschaubare Geﬂ  echt  an 
Transferleistungen, Steuer- und 
sonstigen Vergünstigungen für 
Familien adressiert und unter 
Begriffen wie „Familien“- oder 
„Kinderkasse“ für eine Zusammen-
fassung und daran anschließend 
auch Neuordnung der Leistungen 
plädiert. 
Hier stehen sich allerdings bei der 
Frage einer ordnungskonformen 
Ausgestaltung teilweise diametral
entgegengesetzte Konzepte ge-
genüber. Erwähnt sei hier nur die 
Frage, ob eine systematische 
Förderung der Familien innerhalb 
oder außerhalb des Sozialversi-
cherungssystems erfolgen sollte. 
Während der Mainstream der 
Ökonomen hier wohl für eine 
Trennung votiert, gibt es bei einer 
Betrachtung der Effekte des gege-
benen Finanzierungssystems aus 
der Perspektive des Existenzmini-
mums durchaus Handlungsbedarf. 
Denn die Nicht-Berücksichtigung 
der Kinder bei der Beitragserhe-
bung in der Sozialversicherung 
ist die Hauptursache dafür, dass 
selbst ein Facharbeiter mit einem 
Durchschnittsgehalt plus Kinder-
geld bei zwei und mehr Kindern 
bei einer äquivalenzgewichteten 
Betrachtung netto nicht einmal das 
sozio-kulturelle Existenzminimum 
erreicht, während der ledige, nicht 
verheiratete Arbeitnehmer ohne 
Kinder bei einem Bruttoeinkom-
men von 30 000 Euro nach Abzug 
von Steuern, Sozialversicherungs-
beiträgen und dem Existenzmi-
nimum über ein frei verfügbares 
Einkommen von mehr als 10  300 
Euro/Jahr verfügt.
Eine Reform der ﬁ  nanziellen 
Hilfen für Familien – gerade auch 
vor dem Hintergrund der parallelen 
Diskussion über eine neue Finan-
zierung der sozialen Sicherungs-
systeme im Sinne eines System-
wechsels zur Steuerﬁ  nanzierung, 
die aus arbeitsmarktpolitischer 
Sicht geführt wird – sollte aus fa-
milienpolitischer Sicht gekoppelt 
werden mit der Einführung eines 
kinderorientierten Familiensplitting-
modells. Noch intensiv zu diskutie-
ren wäre eine familienfreundliche 
Ausgestaltung bei einer stärkeren 
Finanzierung der sozialen Siche-
rung über indirekte Steuern, was 
derzeit aus beschäftigungspoli-
tischer Sicht von vielen Akteuren 
zunehmend gefordert wird. 
Früh investieren statt später 
reparieren – ein Beispiel
Die bisherigen Ausführungen 
haben bereits erkennen lassen, wie 
komplex und anspruchsvoll eine 
explizite Familienpolitik wäre. Ab-
schließend soll aus Platzgründen 
an einem hoch aktuellen Fallbei-
spiel demonstriert werden, welche 
systematischen Veränderungen 
notwendig werden, um nur in ei-
nem Teilbereich zu befriedigenden 
Ergebnissen zu kommen. Be-
trachtet werden soll der geforderte 
Ausbau der Bildungs- und Betreu-
ungseinrichtungen für Kinder.
Gegenwärtig werden 10,5 Mrd. 
Euro an öffentlichen Mitteln für die 
Kinderbetreuung bis zur Schule 
ausgegeben – hinzu kommen noch 
die Elternbeiträge und die Eigenan-
teile der freien Träger von Kinder-
tageseinrichtungen, die nirgendwo
systematisch erhoben werden. 
Der genannte Betrag entspricht 
einem Anteil von 0,5% am BIP. 
Nach einer Soll-Vorgabe der OECD 
sollten die Mitgliedstaaten 1% 
des BIP investieren, das würde 
für Deutschland bedeuten, dass 
zusätzliche 11 Mrd. Euro pro Jahr 
in den vorschulischen Bereich zu 
investieren wäre. 
Nun muss man aber wissen, 
dass vereinfacht gesagt über die 
10 Vgl. ausführlich S. Sell: Gegenwärtige 
und zukünftige Finanzierung von Kinderta-
geseinrichtungen aus volkswirtschaftlicher 
und sozialbetriebswirtschaftlicher Sicht, in: 
I. Wehrmann (Hrsg.): Kindergärten und ihre 
Zukunft, Weinheim 2004, S. 379-395.
11 Vgl. herzu bestätigend die neue Studie 
von D. Vesper: Gibt es ﬁ  skalische Anreize 
für die Kommunen zum Ausbau der Kin-
derbetreuung?, in: DIW Wochenbericht, Nr. 
3/2005, S. 41-48.
Bundesländer hinweg etwa 75% 
der Gesamtausgaben im Bereich 
der Kindertageseinrichtungen im 
Wesentlichen aus kommunalen 
Mitteln aufgebracht werden, der 
Rest entfällt auf die Eltern und die 
Träger. Man kann nun ebenfalls 
anhand neuerer Studien zeigen, 
dass Investitionen in einen Ausbau 
der Kinderbetreuung aus volks-
wirtschaftlicher Sicht einen hohen 
Return on Investment aufweisen 
– kosten-nutzen-analytisch spricht 
alles für eine starke Ausweitung 
dieses Bereichs10. Aber – beim Ist-
Zustand müssten die Kommunen 
die Haupttraglast der Finanzie-
rung übernehmen, während die 
zusätzlichen ﬁ  nanziellen  Nutzen 
z.B. in Form höherer Steuer- oder 
Beitragseinnahmen vor allem auf 
der Ebene von Bund und Sozial-
versicherungen anfallen11. Kein 
„rational“ handelnder Kämmerer 
kann nun einer Verdoppelung der 
Ausgaben angesichts der für ihn 
völlig verzerrten Kosten-Nutzen-
Verteilung zustimmen. 
Die Lösung wäre eigentlich re-
lativ einfach: Wenn man wirklich 
einen deutlichen Ausbau und zu-
gleich auch eine von allen Experten 
für notwendig befundene qualita-
tive Verbesserung des vorschuli-
schen Bereichs erreichen will, dann 
geht das nur, wenn der Bund in 
die Regelﬁ  nanzierung  der  Kinder-
betreuung eingebunden wird. Der 
erste Versuch mit den angeblich 
2,5 Mrd. Euro Einsparungen durch 
Hartz IV seitens der Bundesre-
gierung, die für den Ausbau der 
Betreuung der unter Dreijährigen 
verwendet werden sollen, ist zwar Wirtschaftsdienst 2005 • 3 151
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ie Bundestagswahl im Herbst 
2006 rückt näher und belebt, 
wie immer bei solchen Anlässen, 
die familienpolitische Debatte in 
Deutschland. Dabei ist auch der 
Blick über die Grenzen ins be-
nachbarte europäische Ausland 
in Mode gekommen, um von 
dort „zu lernen“. Wurde noch vor 
nicht allzu langer Zeit das „Modell 
Deutschland“ unseren europäi-
schen Freunden zur Nachahmung 
empfohlen, hat sich das Selbstver-
ständnis der Deutschen in Europa 
heute grundlegend gewandelt. Die 
hiesigen Probleme erscheinen in 
der öffentlichen Debatte als beson-
ders gravierend und die deutschen 
Institutionen als für ihre Lösung 
wenig geeignet. 
Beide Sichtweisen waren und 
sind übertrieben. Weder stellt 
sich die demographische Lage 
Deutschlands im europäischen 
Vergleich als außergewöhnlich dar, 
noch beﬁ   ndet sich der deutsche 
Sozialstaat in einer einzigartigen 
Krise. Der internationale Vergleich 
legt vor allem eine Entdramatisie-
rung der Lage in Deutschland nahe. 
In fast allen Vergleichsdimensionen 
in Demographie, Familie und Sozi-
alstaat beﬁ   ndet sich Deutschland 
auf einem Platz im europäischen 
Mittelfeld. Das gilt auch für die Fa-
milienpolitik. 
Doch gibt es durchaus einige 
speziﬁ   sch deutsche Entwicklun-
gen, zum Beispiel einen beispiellos 
hohen Anteil kinderloser Frauen 
und Männer in jüngeren Altersko-
horten. Auch die deutsche Famili-
enpolitik kann sicherlich Anregun-





und Wandel der Familienstrukturen 
sind Prozesse, die in allen entwi-
ckelten Ländern in ähnlicher Form 
zu beobachten sind. Allerdings 
haben sich dabei im internationa-
len Vergleich in jüngster Zeit Kon-
stellationen ergeben, die vielleicht 
überraschen. So haben heute in 
Europa nicht die „fortgeschrit-
tensten“ Länder die niedrigsten 
Geburtenraten, sondern die als 
traditionell „familienorientiert“ gel-
tenden Länder Südeuropas sowie 
die mit den besonderen Problemen 
des Übergangs zu Marktwirtschaft 
und Demokratie kämpfenden ost-
europäischen Länder (siehe dazu 
und für folgende Vergleichsdaten 
die Übersicht). 
Im Ländervergleich ist der 
Zusammenhang von Geburten-
rate und Frauenerwerbstätigkeit 
positiv: in Europa ﬁ   nden sich die 
höchsten Geburtenraten heute 
in den skandinavischen Ländern 
sowie in Island und Frankreich 
Thomas Bahle
Familienpolitik in der EU – was können wir von 
anderen Ländern lernen?
in mehrfacher Hinsicht gescheitert, 
wichtiger ist hier aber das damit 
verbundene Eingeständnis, dass 
es gute „meritorisch“ fundierte 
Gründe für eine Beteiligung des 
Bundes an der laufenden Finanzie-
rung der Kinderbetreuungseinrich-
tungen gibt. Einen entsprechenden 
politischen Willen vorausgesetzt, 
würde es natürlich technische 
Realisationsmöglichkeiten einer 
regelhaften Bundesﬁ  nanzierung 
in diesem Bereich geben, auch 
unter Beachtung der immer wieder 
vorgebrachten verfassungsrechtli-
chen Einschränkungen12.
Der mittlerweile von vielen gefor-
derte Übergang von einer transfer 
orientierten hin zu einer infra-
strukturbezogenen Familienpolitik 
wird keinesfalls „billiger“, eher 
ist das Gegenteil der Fall. Bei 
einer den modernen Erkennt-
nissen folgenden Ausgestaltung 
einer innovativen familienpoli-
tischen Infrastruktur mit einer
klaren Schwerpunktsetzung auf 
möglichst frühzeitige Interventio-
nen kann es aber mittel- und lang-
fristig erhebliche Kosteneinsparun-
gen in anderen Bereichen geben 
(Jugendhilfe, Schule, Ausbildung, 
Arbeitsmarkt usw.). Das Problem 
– wieder einmal – ist wie z.B. bei 
der Prävention der Time-lag zwi-
schen Investition und Nutzenrea-
lisation. Aber das gilt ja nicht nur 
für die Familienpolitik. Womit wir 
wieder bei einem strategisch aus-
gerichteten Gesamtkonzept wären,
was eben mehr wäre als ein Jahr 
Elterngeld plus Kitas, die wie Aldi 
oder Lidl bald auch bis 20 Uhr ge-
öffnet haben.
12 Stichworte hierfür wären eine Ausschüt-
tung der Bundesmittel direkt an die Eltern 
in Anlehnung an das Kindergeldsystem 
unter Nutzung des Instrumentariums zweck-
gebundener Gutscheine oder auch eine 
leistungsgesetzliche Ausgestaltung seitens 
des Bundes.Wirtschaftsdienst 2005 • 3 152
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– allesamt Länder mit einer hohen 
Frauenerwerbsquote. Die traditio-
nelle Ausnahme in dieser Hinsicht 
ist das katholische Irland, jedoch 
hat das Land in der letzten Dekade 
durch ein sehr hohes wirtschaftli-
ches Wachstum zu den reicheren 
Nationen aufgeschlossen und ist 
heute ebenfalls durch ein höheres 
Bildungs- und Beschäftigungsni-
veau von Frauen gekennzeichnet 
– bei weiterhin relativ hohen Ge-
burtenzahlen. Auch Großbritannien 
hat eine höhere Geburtenrate als 
die Länder Süd- und Osteuropas, 
auch im Vergleich zu Deutschland 
und Österreich. 
Es sind also heute gerade die 
Länder mit relativ „modernen“ 
Familienstrukturen und hoher 
Frauenbeschäftigung, die auch 
die höchsten Geburtenraten im 
europäischen Vergleich haben. 
Deutschland beﬁ   ndet sich hierbei 
in einer mittleren Position, auf-
grund der Lage in den neuen Bun-
desländern aber doch näher bei 
den südeuropäischen Ländern. In 
allen europäischen Ländern liegen 
die Geburtenraten jedoch unter-
halb des für die Bestandserhaltung 
der Bevölkerung nötigen Niveaus. 
Ein zweiter familienpolitisch 
wichtiger Indikator für den Länder-
vergleich ist die Armutsquote von 
Kindern und Familien. Nimmt man 
das in der Forschung am häuﬁ  gs-
ten verwendete, relative Konzept 
der Armut zum Maßstab1, erge-
ben sich für diesen Indikator viel 
größere Unterschiede als bei den 
Geburtenraten. Wiederum zeigt 
sich im europäischen Vergleich 
ein klares Muster. Die niedrigsten 
Armutsquoten für Kinder haben 
die skandinavischen, die höchsten 
die südeuropäischen Länder. Die 
mitteleuropäischen Länder ein-
schließlich Deutschlands beﬁ  nden 
sich wiederum in einer mittleren 
Position, aber diesmal näher bei 
den skandinavischen Ländern. 
Großbritannien, das im Vergleich 
der Geburtenraten näher bei den 
skandinavischen Ländern liegt, 
gehört jedoch zu den Ländern mit 
den höchsten Armutsquoten. Eine 
ähnliche Stellung würden die USA 
in diesem Vergleich einnehmen;   
Großbritannien gehört somit zu 
einem „angelsächsischen“ Muster 
mit relativ hohen Geburtenraten 
und sehr hohen Armutsquoten von 
Kindern.
Betrachtet man die drei Indikato-
ren Geburtenrate, Kinderarmut und 
Frauenerwerbstätigkeit zusammen, 
ergeben sich im europäischen Ver-
gleich klare regionale Muster. Rela-
tiv hohe Geburtenraten, eine hohe 
Frauenerwerbstätigkeit und nied-
rige Armutsquoten kennzeichnen 
die skandinavischen Länder; die 
südeuropäischen Länder zeigen 
das Spiegelbild zu diesem Mus-
ter. Großbritannien, Irland (und die 
USA) haben ebenfalls relativ hohe 
Geburtenzahlen, sind jedoch zu-


























Dänemark 1,76 (6) 83,7 3,9 60 91 64
Schweden 1,71 (4) 85,5 3,0 47 80 48
Finnland 1,76 3 85,5 3,0 44 66 22
Belgien 1,61 5 72,4 2,2 18 97 30
Frankreich 1,89 10 78,7 2,7 22 99 29
Niederlande 1,75 9 75,7 1,2 40 98 6
Österreich 1,39 7 81,8 3,0 17 79 4
Deutschland 1,34 6 78,0 3,1 25 78 10
Großbritannien 1,71 16 76,4 1,8 20 (60)1 (34)1
Irland 1,98 18 67,1 2,4 10 X X
Italien 1,29 17 60,3 1,0 37 95 6
Spanien 1,29 18 63,9 0,5 40 84 5
Portugal 1,44 16 78,3 1,1 36 75 12
Griechenland 1,35 13 62,9 1,8 34 70 3
Polen 1,24 (14) 75,8 X X (33)2 X
Ungarn 1,30 (12) 69,5 2,6 25 (90)2 X
Tschechien 1,18 (2) 81,5 1,6 13 (88)2 X
Slowakei 1,17 (2) 83,9 1,5 9 (70)2 X
Indikatoren zur Familienpolitik in Europa
1 Nur England. 2 Betreuungsquote 4 jährige 2002. X Fehlender Wert. 
Geburtenrate: Total Fertility Rate 2003; Quelle: EUROSTAT: NewCronos Database.
Armutsrate: Kinder in Haushalten mit weniger als 50% des (gewichteten) Durchschnittsein-
kommens (Median) in % aller Kinder, ca. 2001. Quelle: EUROSTAT: NewCronos Database. 
Für Dänemark, Schweden, Polen, Ungarn, Tschechien und Slowakei ca. 1995. Quelle: B. 
Bradbury, M. Jäntti: Child poverty across industrialized nations, Innocenti Occasional 
Papers, Nr. 71, Florenz 1999.
Erwerbsquote: 2002. Quelle: European Commission, Employment and Social Affairs: Emplo-
yment in Europe 2003, Brüssel 2003.
Sozialausgaben für Familien: Sozialleistungen für Familien in % des Bruttoinlandsprodukts 
2002; Quelle: EUROSTAT: NewCronos Database. 
Anteil sozialer Dienste: Anteil der Ausgaben für Dienstleistungen in % aller Sozialleistungen für 
Familien. Quelle: EUROSTAT: NewCronos Database.
Betreuungsquoten Kinder: 1998/2000. Quelle: G. Neyer: Family Policies and Low Fertility 
in Europe, Max Planck Institut für Demographische Forschung, Arbeitspapier, Nr. 2003 21, 
Rostock 2003.
1  Danach gilt eine Person als arm, die in 
einem Haushalt lebt, der über weniger als 
die Hälfte (Medianwert) des nach der Perso-
nenzahl gewichteten Haushaltsnettoeinkom-
mens in einem Land verfügt.Wirtschaftsdienst 2005 • 3 153
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betroffen. Der Beschäftigungsgrad 
von Frauen variiert etwas innerhalb 
der angelsächsischen Welt, wobei 
die USA deutlich höhere Werte 
aufweisen als Großbritannien. Die 
mitteleuropäischen Länder ein-
schließlich Deutschland liegen bei 
den hier betrachteten Indikatoren 
auf einer mittleren Position; Frank-




Lassen sich nun in diesen 
Ländergruppen typische Muster 
der Familien- und Sozialpolitik 
erkennen, die einen Teil dieser Un-
terschiede erklären können? Und 
was könnte man gegebenenfalls 
daraus für die deutsche Familien-
politik lernen? Beide Fragen sind 
sehr schwierig zu beantworten. 
Die Frage nach den Auswirkun-
gen bestimmter Politikmuster auf 
soziale Phänomene ist aufgrund 
vielfältiger anderer Einﬂ  üsse  nur 
mit großen Einschränkungen zu 
beantworten. Dennoch lassen sich 
gewisse plausible Hinweise und 
Hypothesen aus dem internationa-
len Vergleich ableiten. 
Die zweite Frage nach einem 
möglichen „Lerneffekt“ ist aufgrund 
der zahlreichen Kontext  effekte po-
litischer Maßnahmen und sozialer 
Institutionen ebenfalls nur mit gro-
ßer Vorsicht zu beantworten. In der 
politischen Diskussion neigt man 
dazu, auf einzelne Maßnahmen zu 
schauen und eine relativ problem-
lose Übertragbarkeit bestimmter 
„Lösungen“ von einem auf ein 
anderes Land zu postulieren. Dem 
sind jedoch enge Grenzen gesetzt, 
weil das Funktionieren bestimmter 
Problemlösungen an eine Vielzahl 
von Voraussetzungen gebunden 
ist, die sich nicht „übertragen“ 
lassen. Deshalb sollen im Folgen-
den nicht einzelne Maßnahmen 
betrachtet werden, sondern län-
gerfristig angelegte Grundorientie-
rungen der Familienpolitik. Wenn 
die deutsche Familienpolitik die 
Chance zu einer Neuorientierung 
hätte – vor welchen grundlegenden 
Alternativen stünde sie und was 
könnten wir in dieser Hinsicht von 
anderen europäischen Ländern 
lernen? 
Betrachten wir zunächst die an-
scheinend relativ erfolgreichen Län-
der Skandinaviens. Durch welches 
familienpolitische Muster lassen 
sie sich kennzeichnen? Die Fami-
lienpolitik Skandinaviens ist durch 
einen im europäischen Vergleich 
relativ hohen Anteil an sozialen 
Dienstleistungen gekennzeichnet. 
Darüber hinaus sind wesentliche 
Merkmale: eine Konzentration der 
Politik auf jüngere Familien, die 
Gleichbehandlung unterschiedli-
cher Familienformen, der Fokus auf 
Kinder und eine die gesamte Bevöl-
kerung einschließende universalisti-
sche Ausrichtung der Familienpoli-
tik. Der Anteil der Sozialausgaben, 
der für Familien aufgewendet wird, 
liegt an der europäischen Spitze; 
der Ausgabenanteil für soziale 
Dienste beﬁ  ndet sich weit oberhalb 
des Durchschnitts der Länder; Kin-
derbetreuungseinrichtungen sind 
weit ausgebaut, vor allem für Kinder 
unter drei Jahren. Doch bieten die 
skandinavischen Länder auch die 
großzügigsten Leistungen für eine 
zeitweilige Unterbrechung der Er-
werbstätigkeit für Kindererziehung. 
Es ist also keineswegs so, dass 
die Familienpolitik einseitig auf die 
außerhäusliche Betreuung von Kin-
dern setzen würde, denn auch der 
Elternurlaub ist gut ausgebaut und 
wird großzügig als Lohnersatzleis-
tung bezahlt. Insgesamt zeichnet 
sich die skandinavische Familien-
politik somit durch eine Konzentra-
tion von Leistungen auf die Phase 
der Familiengründung aus. 
Doch sollten die wesentlichen 
institutionellen und kulturellen 
Voraussetzungen dieser Familien-
politik nicht vergessen werden, die 
einer Übertragung dieses Modells 
in andere Länder enge Grenzen 
setzen. Zum einen ist diese Fami-
lienpolitik eingebettet in einen uni-
versalistischen Wohlfahrtsstaat, der 
in hohem Maße individuelle soziale 
Rechte betont, während die Insti-
tution der Ehe geringe Bedeutung 
hat. Zum andern beruht sie auf ei-
ner hohen Frauenerwerbsquote, die 
in diesem System sowohl Chance 
als auch Notwendigkeit ist. Chance 
ist sie, weil die Familien durch um-
fassende öffentliche Angebote von 
einem großen Teil der Aufgaben der 
Kinderbetreuung und Altenpﬂ  ege 
entlastet werden und somit Berufs-
tätigkeit und Familienarbeit leich-
ter vereinbaren können; zudem 
bietet der Wohlfahrtsstaat selbst 
einen Großteil der Arbeitsplätze für 
Frauen in eben diesem Dienstleis-
tungssektor an. Notwendigkeit ist 
sie, weil dieses Modell mit hohen 
sozialen Kosten verbunden ist, 
die sich zum Beispiel in der hohen 
Steuerbelastung der Skandinavier 
niederschlagen. 
Das Steuersystem, das darüber 
hinaus auf dem Grundsatz der 
individuellen Besteuerung beruht, 
bestraft Familien mit nur einem Ver-
diener; ein angemessenes Leben ist 
nur durch zwei Erwerbseinkommen 
sicherzustellen. Die Grenzen für ei-
ne Übertragbarkeit dieses Musters 
sind also offensichtlich. Dennoch 
könnte die deutsche Familienpolitik 
von den skandinavischen Ländern 
wohl am meisten „lernen“. Weder 
das angelsächsische noch das 
französische Modell erscheinen für 
deutsche Verhältnisse annähernd 
so attraktiv. Ersteres ist durch hohe 
Armut, letzteres durch eine Kon-





nungspolitischen Alternativen las 
sen sich für eine mögliche Neuori-
entierung der deutschen Familien-
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wir dabei aus den Erfahrungen an-
derer Länder lernen?
Eine erste Alternative betrifft die 
Frage, ob und inwieweit die Fami-
lienpolitik stärker auf die Ehe oder 
auf Kinder gerichtet sein sollte. Die 
deutsche Familienpolitik ist tradi-
tionell durch eine starke Ausrich-
tung auf die Ehe gekennzeichnet. 
Von zentraler Bedeutung sind das 
Ehegattensplitting, die Hinterblie-
benenversorgung und die Mitver-
sicherung von Ehegatten in der 
gesetzlichen Krankenversicherung. 
In den skandinavischen Ländern 
spielen diese Elemente keine 
Rolle, weil die Besteuerung am 
Individuum ansetzt, in der Renten-
versicherung universalistische und 
individuell erworbene Ansprüche 
überwiegen und ein allgemeines, 
öffentliches Gesundheitswesen 
existiert. Die Familienpolitik ist 
somit von vornherein dezidiert auf 
Kinder ausgerichtet. Sicherlich ist 
dieses Muster nicht einfach über-
tragbar, aber auch im Rahmen der 
deutschen institutionellen Verhält-
nisse könnte eine stärkere Fokus-
sierung auf Kinder ein wichtiger 
Beitrag zu einer Neuorientierung 
der Familienpolitik sein.
Damit hängt auch eine zweite 
ordnungspolitische Alternative zu-
sammen: ob und inwiefern sich die 
Familienpolitik auf verschiedene 
Familienformen in unterschiedli-
cher Weise richten sollte oder ob 
sie in dieser Hinsicht „neutral“ sein 
sollte. Auch hier kann der internati-
onale Vergleich Anregungen liefern. 
In den angelsächsischen Ländern 
ﬁ  nden wir zum Beispiel eine star-
ke Ausrichtung familienpolitischer 
Maßnahmen auf bestimmte Kate-
gorien von Familien, insbesondere 
auf ärmere Familien und Alleiner-
ziehende. Sicherlich stellt sich die-
ses Problem in den USA ganz an-
ders dar als in Europa, aber gerade 
die dortigen Erfahrungen und in 
abgeschwächter Form auch die Er-
fahrungen in Großbritannien lassen 
große Zweifel an der Wirksamkeit 
einer solchen Sonderbehandlung 
bestimmter Familienformen auf-
kommen. Das Armutsproblem wur-
de dadurch jedenfalls nicht gelöst. 
Wiederum verdeutlichen die skan-
dinavischen Länder, dass eine an 
Kindern orientierte Familienpolitik, 
die sich gegenüber verschiedenen 
Familienformen „neutral“ verhält, 
die bessere Alternative ist.
Die dritte ordnungspolitische 
Alternative betrifft die Verteilung 
familienpolitischer Maßnahmen auf 
unterschiedliche Phasen des Fami-
lienzyklus. Die deutsche Familien-
politik ist hierbei durch ein hohes 
Maß an „Streuung“ gekennzeich-
net. Im Vergleich dazu konzentriert 
sich die skandinavische Politik 
stärker auf die kritische Phase der 
Familiengründung, also auf junge 
Familien. Gerade zu diesem Zeit-
punkt kumulieren sich ﬁ  nanzielle 
und zeitliche Probleme für junge 
Eltern, die in dieser Lebensphase 
beruﬂ  ich und ﬁ  nanziell meist noch 
nicht  abgesichert sind. 
Die deutsche Familienpolitik 
könnte sich auch hier die skan-
dinavischen Länder zum Vorbild 
nehmen und sich mehr um junge 
Eltern und Familien kümmern. 
Dafür könnte die Förderung in 
späteren Phasen des Familienzyk-
lus eingeschränkt werden. Die 
derzeit heftig diskutierte stärkere 
Dienstleistungsorientierung der 
deutschen Familienpolitik  ist in 
dieser Hinsicht eine falsche Al-
ternative. Es geht nicht darum, 
Ausgaben für Geldleistungen an 
Familien zugunsten von mehr 
Dienstleistungen umzuschichten, 
sondern junge Familien durch 
beide Leistungsformen stärker als 
bisher zu unterstützen, wenn nötig 
auf Kosten älterer Familien. 
Konzentration auf bedürftige 
Familien?
Von zentraler Bedeutung für ei-
ne Neuausrichtung der deutschen 
Familienpolitik ist die Frage, ob 
und inwieweit sich die Familien-
politik auf bedürftige Familien 
konzentrieren  oder tendenziell 
alle Familien einschließen sollte. 
Dies ist die klassische Frage nach 
der horizontalen oder vertikalen 
Dimension der „Umverteilung“ 
in der Familienpolitik. Wenn man 
Familienpolitik unter ordnungs-
politischen Gesichtspunkten be-
trachtet, sollte es vorrangig um die 
horizontale Dimension gehen. Die 
vertikale soziale Dimension sollte 
separat davon im Steuer- und im 
allgemeinen Sozialleistungssystem 
angesiedelt sein. Das speziﬁ  sche 
an der Familienpolitik ist gerade 
die unterschiedliche Behandlung 
von Familien und Nichtfamilien, 
nicht der Ausgleich zwischen arm 
und reich. 
Auch die Erfahrungen in anderen 
Ländern zeigen, dass eine enge 
Verbindung von Familienpolitik 
und Armutsfrage zur Falle werden 
kann. Gerade in den angelsächsi-
schen Ländern verlor die Famili-
enpolitik dadurch jegliche Unter-
stützung durch die Mittelschichten 
und wurde somit jeder Chance für 
eine weitere Entfaltung beraubt. 
Letztlich haben davon gerade die 
armen Bevölkerungsschichten 
nicht proﬁ  tiert. 
Auch hier sind die skandi-
navischen Länder, aber auch 
Frankreich, positive Beispiele: in 
Ländern mit einer grundsätzlich 
universalistischen Ausrichtung 
der Familienpolitik sind auch die 
Voraussetzungen für eine Lösung 
des familienbezogenen Armuts-
problems am günstigsten. In dieser 
Hinsicht sollte sich die deutsche 
Familienpolitik keineswegs auf den 
angelsächsischen Pfad begeben 
und stattdessen an ihrer univer-
salen, horizontalen Orientierung 
festhalten, wie sie vor allem im 
klassischen Familienlastenaus-




Die letzte hier betrachtete 
grundsätzliche Orientierung betrifft 
den in der deutschen Tradition der 
Familienpolitik zentralen Aspekt 
der  „Querschnittsaufgabe“. Die 
Vorstellung von der Familienpolitik 
als einer Aufgabe für und innerhalb 
aller Bereiche der sozialstaatlichen 
Sicherung ist tief in der deutschen 
Tradition verankert. Diese Orientie-
rung war sicherlich in Zeiten des 
Auf- und Ausbaus der sozialen 
Sicherungssysteme für die Famili-
enpolitik günstig, droht aber heute 
angesichts des Umbaus des Sozial-
staats ins Negative umzuschlagen. 
Paradoxerweise spielten famili-
enbezogene Leistungen im deut-
schen sozialen Sicherungssystem 
gerade deshalb eine so wichtige 
Rolle, weil die Grundstrukturen 
dieser Systeme stark beschäfti-
gungsbezogen sind. Renten- und 
Krankenversicherung setzen grund-
sätzlich am Erwerbsstatus an und 
familienbezogene Leistungen wa-
ren eine notwendige Ergänzung da-
zu. Die Frage ist allerdings, ob dies 
auch in Zukunft so bleiben wird. 
Es wird ja allenthalben über die 
Notwendigkeit einer Ablösung 
der sozialen Sicherung von der 
Beschäftigung diskutiert; damit 
würde auch die familienbezogene 
Komponente an Bedeutung verlie-
ren. Sind zum Beispiel angesichts 
des zu erwartenden sinkenden 
Rentenniveaus Hinterbliebenen-
renten oder die Anrechung von 
Kindererziehungszeiten wirklich 
sinnvolle familienpolitische Leistun-
gen? Bieten sie jungen Familien das 
notwendige Maß an Unterstützung, 
oder wäre ihnen mit einem längeren 
und besser bezahlten Elternurlaub 
oder mit einem höheren Kindergeld 
für die ersten sechs Lebensjahre ih-
res Kindes nicht besser geholfen als 
mit Rentenpunkten? 
Auch im Gesundheitswesen 
deuten sich größere Veränderun-
gen an. Sowohl die von Teilen der 
regierenden Koalition angestreb-
te Bürgerversicherung als auch 
die von der Union befürwortete 
Gesundheitsprämie würden die 
familienpolitische Dimension der 
Krankenversicherung fundamental 
verändern. Die beitragsfreie Mitver-
sicherung von Familienangehörigen 
in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung stellt derzeit die quantitativ 
bedeutsamste familienpolitische 
Maßnahme im sozialen Sicherungs-
system dar. Das Modell der Union 
würde dieses System auﬂ  ösen 
und für Kinder letztlich eine Art 
staatlicher Versicherungsgarantie 
einführen, während Ehegatten sich 
selbst versichern müssten – nur 
zum Teil aufgefangen durch einen 
aus Steuermitteln zu ﬁ  nanzierenden 
Sozialausgleich. Unter ordnungs-
politischen Gesichtspunkten wäre 
dies ohne Zweifel die sauberste 
Lösung, nicht nur für die Kranken-
versicherung, sondern auch für die 
Familienpolitik. 
Die schrittweise Loslösung der 
Familienpolitik von den Kernsys-
temen der sozialen Sicherung 
erscheint somit ebenso nötig wie 
die allmähliche Lösung der engen 
Verbindung von sozialer Sicherung 
und Beschäftigung. Wiederum 
liefern hierfür die skandinavischen 
Länder mit ihren universalistisch 
geprägten Wohlfahrtsstaaten ein 
mögliches Modell. Allerdings ste-
hen dem in Deutschland große 
Hindernisse entgegen. Vor allem 
die jüngste Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts setzt 
einer solchen Neuorientierung enge 
Grenzen.
Zusammenfassung
Zusammenfassend kann man 
feststellen, dass Familienpolitik 
offenbar dann besonders erfolg-
reich sein kann, wenn sie ein klares 
inhaltliches Proﬁ  l mit einer Konzen-
tration auf die Kernaufgaben der 
Familie und einer universalistischen 
Orientierung auf alle Familien ver-
bindet. Frankreich, das in der deut-
schen Diskussion oft als positives 
Beispiel genannt wird, überzeugt 
hier deutlich weniger als die skan-
dinavischen Länder; die franzö-
sische Familienpolitik ist nicht so 
klar proﬁ   liert und weist neben un-
zweifelhaft „modernen“ Elementen 
auch viele traditionelle Muster auf, 
die in dieser Form für Deutschland 
sicher kein Maßstab sein können, 
etwa die Tatsache, dass die Fami-
lienförderung in Frankreich erst mit 
dem zweiten Kind beginnt oder das 
sehr stark degressiv wirkende steu-
erliche Familiensplitting. Vorbildlich 
erscheint allenfalls die gute vor-
schulische Kinderbetreuung. Auch 
das angelsächsische Modell mit 
seiner starken Konzentration auf 
bedürftige Familien und Alleinerzie-
hende ist kein geeigneter Maßstab, 
zumal die USA und Großbritannien 
sich selbst davon zu verabschieden 
beginnen.
Betrachtet man die alternativen 
Richtungen, welche die deutsche 
Familienpolitik im Zuge einer mög-
lichen Neuorientierung einschlagen 
könnte, bieten sich deshalb in 
erster Linie die skandinavischen 
Länder als richtungsweisend an, 
wenngleich eine Übertragbarkeit 
dieses Modells aufgrund der un-
terschiedlichen institutionellen und 
kulturellen Verhältnisse als sehr 
schwierig erscheint. Doch könnte 
die deutsche Familienpolitik an Pro-
ﬁ  l und Durchschlagskraft gewinnen, 
wenn sie sich stärker auf Kinder 
konzentrieren und ihren Fokus auf 
junge Familien richten würde. Da-
durch könnte die deutsche Famili-
enpolitik ihre Kernaufgabe besser 
bewältigen: die Familie in ihrer Ver-
antwortung  für die Erziehung von 
Kindern und der Sicherung ihrer 
Lebenslage zu unterstützen. 